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Die SPD hat im Wahlkampf damit geworben, und auch 
das Sondierungspapier und nun der Koalitionsvertrag 
der „Ampel“ formulieren es eindeutig: Der Mindest-
lohn in Deutschland wird auf 12 Euro angehoben. Vor 
der erstmaligen Einführung des allgemeingültigen Min-
destlohns im Jahr 2015 warnten mehrere Stimmen vor 
der möglichen negativen Wirkung des Mindestlohns auf 
die Beschäftigung. Sechs Jahre später wird nun betont, 
dass sich diese skeptischen Warnungen nicht bewahr-
heitet haben und der Mindestlohn nicht zu Beschäfti-
gungsrückgängen geführt hat. Tatsächlich wurden in 
den vergangenen sechs Jahren zahlreiche empirische 
Erkenntnisse über mehrere Wirkungskanäle des Min-
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destlohns gesammelt – über Beschäftigungseffekte, 
Lohnverteilung, Armut, Preise, aber auch über die Wirk-
samkeit der Institutionen hinter dem Mindestlohn. All 
dieses Wissen kann helfen, die Wirkung der geplanten 
Mindestlohnanhebung auf 12 Euro und die dazugehöri-
gen Hürden besser einzuschätzen.

Eine der ersten Fragen mit Blick auf die Mindestlohn-
anhebung ist: Wird sie eine Zäsur für den Arbeitsmarkt 
sein? Und wenn ja, wie groß fällt diese Zäsur aus? Das 

Ende des vorherigen Zeitgesprächsartikels
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Abbildung 1
Bisherige Anpassungen des Mindestlohns

Quelle: eigene Darstellung.
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festgestellt (Burauel et al., 2017). Dabei kann es zu so-
genannten Spillover-Effekten kommen, wenn sich auch 
die Stundenlöhne oberhalb der Mindestlohngrenze erhö-
hen. In den ersten Jahren nach der Mindestlohneinfüh-
rung kam es zu unterschiedlichen Einschätzungen der 
Existenz der Spillover-Effekte (Mindestlohnkommission, 
2020). Diese Veränderung in der Verteilung des Brutto-
stundenlohns übersetzt sich allerdings nicht direkt in 
verbesserte Monatseinkommen der Mindestlohnverdie-
nenden. Ein wichtiger Grund dafür ist der gleichzeitige 
Rückgang an Arbeitsstunden, von dem Minijobber:innen 
und Teilzeitbeschäftigte teilweise betroffen sind (Calien-
do et al., 2017). Wichtig zu erwähnen ist dabei, dass ge-
rade diese zwei Gruppen der Beschäftigten in Umfragen 
angeben, ihre Arbeitszeit ausbauen zu wollen (Fedorets 
und Beckmannshagen, 2021).

Ein weiterer wichtiger Verteilungsaspekt umfasst die Wir-
kung des Mindestlohns auf Haushaltseinkommen, weil 
dieses ausschlaggebend für die Armutsmessung ist. 
Mindestlohnverdienende leben häufi ger in ärmeren Haus-
halten, aber nicht ausschließlich (Backhaus und Müller, 
2019). Die Erhöhung des Monatseinkommens fi ndet somit 
über größere Teile der Einkommensverteilung statt und 
wird vom leicht rückläufi gen Bezug von Transferleistun-
gen begleitet (Schmitz, 2019). Das Zusammenspiel die-
ser Wirkungskanäle führt zu einer sehr eingeschränkten 
Wirksamkeit des Mindestlohns als einem Instrument der 
Armutsbekämpfung (Bruckmeier und Bruttel, 2021).

Da die Mindestlohneinführung den Produktionsfaktor 
Arbeit verteuert, wird in der internationalen empirischen 
Literatur viel diskutiert, inwieweit ein wirksamer Mindest-
lohn Arbeitsplätze vernichten kann. Die Erkenntnisse 
aus der Mindestlohnforschung in Deutschland zeigten 
bisher, dass kein bedeutender Stellenabbau im Niedrig-
lohnsektor stattgefunden hat (Mindestlohnkommission, 
2020). Das gilt zumindest dann, wenn man die Zahl der 
Jobs betrachtet, denn in Form von weniger Arbeitsstun-
den kam es tatsächlich in Teilen zu einem Beschäfti-
gungsrückgang (Caliendo et al., 2017). Auch deshalb ist 
es unmöglich zu sagen, dass der Mindestlohn gar keine 
Wirkung auf den Arbeitsmarkt entfaltet hätte. Zum einen 
wurden strukturellen Änderungen auf dem Arbeitsmarkt 
festgestellt – etwa Jobwechsel der Arbeitnehmer:innen 
von kleineren zu größeren Firmen, die auch bessere Löh-
ne anbieten können (Dustmann et al., 2021). Zum anderen 
ist ein Rückgang der vakanten Arbeitsplätze zu beobach-
ten – oder anders ausgedrückt: Der Mindestlohn hat zwar 
keine bestehenden Arbeitsplätze vernichtet, allerdings 
neue Arbeitsplätze gar nicht erst entstehen lassen (Boss-
ler und Gerner, 2016). Außerdem gibt es Belege, dass es 
für Arbeitssuchende schwieriger geworden ist, einen Job 
zu fi nden. Neben der relativen Knappheit der Vakanzen, 

hängt stark vom Zeitpunkt der Anhebung ab, der im 
kürzlich vorgestellten Koalitionsvertrag noch nicht be-
kannt gegeben ist. Ab Januar 2022 soll eine durch die 
Mindestlohnkommission beschlossene Anhebung des 
Mindestlohns auf 9,82 Euro in Kraft treten, gefolgt von 
einer weiteren Anhebung auf 10,45 Euro zum 1. Juli 2022. 
Anzunehmen ist, dass die Mindestlohnanhebung auf 12 
Euro im Rahmen der nächsten Beschlussfassung der 
Mindestlohnkommission erfolgt und somit zum 1. Ja-
nuar 2023 kommt (vgl. Abbildung 1). Die Anpassungen 
des Mindestlohns bis 2021 lagen unter 5 % und waren 
somit sehr konservativ. Die eingeplante Anpassung auf 
10,45 Euro entspricht einem Wachstum von 9 % zum 
Vorjahreswert, wobei die weitere Anpassung auf 12 Eu-
ro gleichbedeutend wäre mit einem Wachstum von 22 % 
zum Vorjahr in der ersten Jahreshälfte 2023 und 15 % in 
der zweiten Jahreshälfte. Sollte ein früherer Zeitpunkt für 
die Anhebung auf 12 Euro gewählt werden, würde dies 
die potenzielle Reformwirkung nicht nur rein mechanisch 
verstärken: Die Arbeitgeber:innen würden so auch weni-
ger Zeit bekommen, um sich auf diese Änderung vorzu-
bereiten, beispielsweise, indem sie ihre Kostenstruktur 
optimieren, um so Profi tverlusten, Kündigungen, Schlie-
ßungen oder Umgehungsaktivitäten entgegenwirken 
zu können. Für Arbeitnehmer:innen würde eine frühere 
Anpassung dagegen eine potenzielle Verbesserung des 
Arbeitseinkommens bedeuten, wenn sie ihren Job wei-
terhin im vorherigen Arbeitsumfang ausüben.

Die Einführung und -anhebung des Mindestlohns spricht 
gleichzeitig mehrere Wirkungskanäle an. In erster Linie 
zielt die Reform auf die Anpassung der Bruttostunden-
löhne, sie verändert also die Verteilung der Stundenlöh-
ne. Tatsächlich wurde zwischen 2014 und 2016 Wachs-
tum von 16 % im ersten Dezil der Stundenlohnverteilung 
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unterstützt. Dabei wird besonders häufi g der Personal-
mangel genannt, der häufi gere und effektivere Kontrollen 
verhindert. Dabei spielt die Häufi gkeit der Kontrollen eine 
große, aber keine entscheidende Rolle, denn der empi-
risch festgestellte Zusammenhang zwischen der Intensi-
tät der Kontrollen und den Mindestlohnumgehungen ist 
schwach – sowohl in Deutschland als auch international 
(Beckmannshagen und Fedorets, 2021). Ein wichtiger 
Grund dafür ist, dass Kontrollen an sich sehr kostenin-
tensiv sind und daher auch rar, was es unwahrscheinlich 
macht, dass die Kontrolldichte mehrfach erhöht wird. 
Vieles spricht stattdessen dafür, Kontrollmechanismen 
stark zu überdenken und zu diversifi zieren. Die interna-
tionale Erfahrung stützt sich beispielsweise auf die Ver-
öffentlichung der „schwarzen Listen“ von Firmen, die 
das Mindestlohngesetz nicht beachten, eine Auszahlung 
der mehrfachen Summe des vorenthaltenen Lohns oder 
andere Strategien, die sowohl die Strafen für das Nicht-
einhalten des Mindestlohngesetzes erhöhen als auch die 
Wahrscheinlichkeit, bei einem nicht gesetzeskonformen 
Verhalten aufzufl iegen.

Die Erwartung, wie sich eine Mindestlohnerhöhung auf 12 
Euro auf den Arbeitsmarkt auswirken wird, setzt sich zu-
sammen aus der Erfahrung und viel empirischer Evidenz 
der vergangenen Jahre. Dabei ist zu betonen, dass die 
Jahre nach der Mindestlohneinführung 2015 in eine sehr 
gute konjunkturelle Lage fi elen. Die Erhöhung des Min-
destlohns auf 12 Euro wurde jedoch im zweiten Jahr der 
Corona-Pandemie beschlossen – es ist unklar, wie lange 
die Konjunkturbelebung dauern und wie oft sie noch un-
terbrochen werden wird. Ebenfalls anzumerken ist, dass 
mehrere Mindestlohnerhöhungen in den vorigen Jahren 
stattgefunden haben, ohne dass gleichzeitig an anderen 
wichtigen Stellschrauben gedreht worden wäre. Wenn 
der 12-Euro-Mindestlohn nun durch verbesserte Kontroll-
mechanismen unterstützt wird (wie im Koalitionsvertrag 
angedeutet), wäre seine Wirkung auf den Arbeitsmarkt 
höher. Ebenfalls könnte die Digitalisierung eine Rolle spie-
len, die die Verteuerung des Faktors Arbeit aus Sicht der 
Arbeitgeber:innen durch die Optimierung anderer Kosten 
kompensieren kann. Nötig ist idealerweise auch ein ad-
äquates Weiterbildungsangebot, damit Beschäftigte ihre 
Produktivität steigern und das Zusammenspiel mit neuen 
technischen Lösungen gestalten können.

Generell stellt sich die Frage, ob der Mindestlohn lang-
fristig geeignet ist, den Niedriglohnsektor zu sanieren 
und beispielsweise eine höhere Lohnmobilität und Auf-
stiegschancen aus dem Niedriglohnsektor heraus zu 
ermöglichen. In dieser Hinsicht ist anzumerken, dass 
die Wirkung des Mindestlohns massiv durch Beschäfti-
gungsformen wie Minijobs ausgebremst wird. Die neben 
der Einführung des 12-Euro-Mindestlohns annoncierte 

also der Reaktion des Arbeitsangebots, wäre dabei auch 
die Reaktion der Arbeitsnachfrage zu berücksichtigen, 
weil Arbeitssuchende ihre Lohnerwartungen und somit 
ihr Verhalten als Reaktion auf die Mindestlohneinführung 
ebenfalls anpassen (Fedorets und Shupe, 2021).

Die Arbeitsverteuerung durch die Mindestlohneinführung 
trifft die Arbeitgeber:innen in unterschiedlichem Ausmaß, 
sodass die Wirkungskanäle unterschiedlich stark fre-
quentiert sind. Neben den oben beschriebenen Reaktio-
nen, die personelle Veränderungen mit sich bringen kön-
nen, besteht für einige Firmen die Möglichkeit, die Lohn-
steigerungen an die Konsument:innen in Form von hö-
heren Preisen weiterzugeben (Link, 2019). Ebenfalls von 
Bedeutung ist das Zusammenspiel von der Qualifi kation 
von Arbeitnehmer:innen und Kapital in der Produktion. 
Beispielsweise besteht die Möglichkeit, die Arbeitsinten-
sität zu erhöhen, nicht immer direkt bei den Beschäftigten 
im Niedriglohnsektor, sondern kann durch Arbeitsanpas-
sungen in höheren Lohnsegmenten realisiert werden (Fe-
dorets und Himmelreicher, 2021). Ebenfalls bedeutsam ist 
das Potenzial, durch Modernisierungen die Produktivität 
der Firma zu erhöhen, um so auf die steigenden Arbeits-
kosten zu reagieren. Je aktiver diese Wirkungskanäle 
genutzt werden (beispielsweise unterstützt von der Ein-
führung digitaler Lösungen), desto weniger Risiko für den 
Beschäftigungsabbau besteht.

Besonders betont werden muss, dass die Einführung 
des Mindestlohns auch massive Mängel in den Kon-
trollmechanismen auf dem Arbeitsmarkt zum Vorschein 
brachte. Wie es für ein Phänomen der Schattenwirtschaft 
zu erwarten wäre, ist das Ausmaß der Nichteinhaltung 
des Mindestlohngesetzes schwer quantifi zierbar. Die 
Schätzungen aus dem Jahr 2015 auf Basis des Sozio-
oekonomischen Panels (SOEP) am Deutschen Institut für 
Wirtschaftsforschung (DIW Berlin) ergaben circa 2 Mio. 
mindestlohnberechtigte Beschäftigte, die unterhalb der 
damaligen Mindestlohnschwelle von 8,50 Euro bezahlt 
wurden. Die Verdiensterhebung, die auf den Register-
meldungen der Arbeitgeber:innen basiert, ergab zur glei-
chen Zeit eine Schätzung von circa 1 Mio. Beschäftigten, 
die weniger als den Mindestlohn bekamen (Burauel et 
al., 2017). Eine Umfrage ergab, dass viele Beschäftigte 
im Niedriglohnsektor selbst oder im engen Bekannten-
kreis Mindestlohnumgehungen wahrnehmen (Fedorets 
und Schröder, 2019). Diese indirekte Evidenz zu den 
Umgehungen bestätigen sich auch durch die Statistiken 
der Finanzkontrolle Schwarzarbeit, die die Einhaltung 
des Mindestlohngesetzes im Rahmen umfangreicher 
Arbeitsmarktkontrollen überwacht. Gerade die Situation 
um das Ausmaß der möglichen Mindestlohnumgehun-
gen hat die Diskussion um die Personalprobleme und 
Modernisierung des Zolls als kontrollierender Behörde 
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Zusammenarbeit der Angestellten und Arbeitgeber:innen, 
denn letztere werden durch die politische Intervention 
überstimmt und sind immer noch diejenigen, welche die 
Mindestlöhne gesetzeskonform zahlen müssen.
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Erhöhung und Dynamisierung der Verdienstobergrenze 
von Minijobs stehen in einem tiefen Konfl ikt zueinander. 
Der Kern des Konfl ikts ist, dass, während der Mindest-
lohn Produktivität und Weiterbildungen fördert, Minijobs 
eine einfache Möglichkeit bieten, kostengünstige Ar-
beitskräfte ohne Sozialversicherung zu beschäftigen. Die 
Popularität der Minijobs ist enorm – die Minijob-Zentrale 
berichtet von mehr als 6 Mio. Minijobs im Jahr 2021.1 Die 
meisten Minijobs sehen ausreichend Arbeitsstunden vor, 
um in den Wirkungsbereich des Mindestlohns zu fallen. 
Die Aufstiegschancen aus dem Niedriglohnbereich und 
auch aus den Minijobs sind gering – dafür ist dieser Be-
schäftigungstyp nicht zuletzt zu sehr verbreitet und als 
Geschäftsmodell in einigen Branchen zu sehr etabliert. 
Erschwerend kommt hinzu, dass Arbeitgeber:innen, die 
auf diese billige Arbeit zählen, auch keine Ressourcen 
und keinen Anreiz haben, ihre Belegschaft auszubilden, 
um ihnen Aufstiegschancen in eine sozialversicherungs-
pfl ichtige Beschäftigung zu ermöglichen. Der Koalitions-
vertrag will Minijobs auf maximal 10 Stunden pro Woche 
und somit 520 Euro monatlich beschränken. Bei künfti-
gen Mindestlohnerhöhungen wird der Stundenumfang 
der Minijobs konstant gehalten, damit sich das Monats-
einkommen der Minijobber:innen unmittelbar anpasst. Es 
besteht die große Gefahr, dass der Minijobsektor – statt 
ihn langfristig zu minimieren – durch die dynamische An-
passung der Verdienstobergrenze beibehalten oder sogar 
noch vergrößert wird. Mit Blick auf die Aufstiegschancen 
und eine nachhaltige Verbesserung der Lohnmobilität wä-
re das langfristig kontraproduktiv.

Die letzte, aber nicht unerhebliche Änderung, die mit ei-
nem Mindestlohn in Höhe von 12 Euro einhergeht, be-
trifft die Mindestlohnsetzung. Nach der Einführung des 
Mindestlohns 2015 war eine aus Arbeitgeber:innen und 
Arbeitnehmer:innen besetzte Mindestlohnkommission 
für die Verhandlungen des Mindestlohns zuständig. In der 
Kommission sind auch Mitglieder aus der Wissenschaft 
vertreten, zudem wird sie von der Informations- und Ge-
schäftsstelle, die unter anderem Forschung zu diversen 
Wirkungen des Mindestlohns in Auftrag gibt, unterstützt. 
Der Verhandlungsprozess war somit paritätisch geführt 
und wissenschaftlich unterstützt. Die von der SPD durch-
gesetzte Mindestlohnerhöhung auf 12 Euro setzt diesen 
Mechanismus mindestens zeitweise außer Kraft. Im Ko-
alitionsvertrag heißt es: „Im Anschluss daran wird die 
unabhä ngige Mindestlohnkommission ü ber die etwaigen 
weiteren Erhö hungsschritte befi nden.“ Dennoch kann 
diese einmalige Intervention viele Folgen haben – für die 
Neubesetzung der Posten in der Kommission und für die 

1 Siehe https://www.minijob-zentrale.de/DE/02_fuer_journalisten/02_
berichte_trendreporte/quartalsberichte_archiv/2021/3_2021.pdf?__
blob=publicationFile&v=1 (6. Dezember 2021)


